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Verkündet In Sachen .am 20 August 1963

Klägerin und Revisionsbeklagte,

‚hat der 11. Senat des Bundessozialgérichts auf die
mündliche'Verhendlung vom 20. August 1963, an der

mitgewirkt haben '

Senatspräsident ‘ Dr. H a u e i s e n
als Vorsitzender,

_
Bundesrichterin Dr. S c h w a r z und
Bundesrichter '

.
S o n n e n b e r g

als weitere Berufsriehter,

Bundessozialrichter E r n s t ' und

Bundess zialriehter W e i s h ä u p 1
als ehrenamtliche Richter,

für Recht erkannt:

Die Revision des Beklagten gegen das Urteil des
Bayeriséhen Landessczialgeridhts vom 9„ Oktober

1962 wird als unbegründet zurückgewiesen„

Der Beklagte hat der Klägerin die außergeriehtlichen

Kosten auoh des Revisionsverfahrens zu erstatten„

V o n R e c h t s_ w e g e n .
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Die Klägerin ist die Witwe des Franz B‚=3;z.(BO)O Bo iSt am 120 De?

zember 1955 an einem "Sarkom der rechten Brust" gestorben (in dem

Urteil des Bayerischen Landessczialgeribhts — LSG — heißt es of—

fenbar unriehtig: am 120 Februar 1955)° Er leistete Wehrdienst vom

50 Dezember 1940 bis Mai 19459 war anschließend in französischer

Kriegsgefangenschaft und kehrte im Juli 1948 zurück:) Auf seinen

Antrag vom 80 Januar 1951 stellte das Versorgungsamt (VersorgA)

Ravensburg mit Bescheid vom 150 September 1951 nach dem Bundesver;

sorgungsgesetz (BVG) als Schädigungsfolgen "1) in schlechter Stel-

lung verheilter Bruch der rechten 50 Rippe9 2) bedeutungslose Nar—

be an der Beugeseite des linken Oberschenkels" als durch schädi—

gende Einwirkungen im Sinne des 5 1 BVG hervorgerufen fest und be—

willigte vom 10 Januar 1951 an Rente nach einer Minderung der Er-

werbsfähigkeit (MdB) um 50 VQH„ Diesem Bescheid lagen die Angaben

des Bo über einen Rippenbruch in der Kriegsgefangenschaft im Jahre

19469 die Auskunft eines französischen Arztes, der den Kläger wegen
Rippenbruehs in der Gefangenschaft behandelt hatte? die Auskunft

der Allgemeinen Ortskrankenkasse Weiler—Lindau9 wonach Bo vom 6„

September bis 19; September 1949 wegen "Rippenbruchs" von Dr°
‚

F:;;hz_ärztlieh behandelt werden war‚ und das versorgungsärztliche

Gutachten des Facharztes für innere Medizin Dr° K:::;;;;_vom 250

Februar 1951 zugrunde; Dr° Kinaswle hatte auf Grund eines Röntgen—
befundes ausgeführt, die rechte 50 Rippe sei "einen Querfinger au—
ßerhalb der rechten Brustwarzenlinie ausgesprochen verdiekt und an

dieser Stelle druckempfindlich"9 dies sei höchstwahrscheinlich

die Folge des Rippenbruchs in der französischen Gefangenschaft;

die Bruchenden seien in ungünstiger Stellung verheilt, die Er—‘

werbsfähigkeit sei dadurch um 25 voHo geminderto Am 210 Oktober

1952 wurde Bo von dem Versorgungsarzt‚ Facharzt für Chirurgie Dr°

Ranfa==„ nachuntersuehtp dieser Gutachter verwertete dabei die Be—

funde9 die Dro ?é::::=;=_bei einer Operation des B° im Juli 1952
ermittelt hatte„ und das Ergebnis einer von Dr° W:;Aa:;;:averan—

laßten mikroskopisch—histologischen Untersuchung durch Profo DrQ
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G■ii:££;V0m 10° Juli 1952, wonach bei Be ein Rundzellensarkom
("Rippentumor”) vorlag° Dr° ;anae; kam zu dem Ergebnis9 der

Rippenbruch im Jahre 1946 sei offensichtlich folgenlosvabgo—w

heilt, Dro W==;;=:==-habe bestätigt9 daß bei der Operation im

Juli 1952 keinerlei Folgen eines Rippenbruchs festgestellt wor-

den seien; schon bei der Behandlung im Jahre 1949 durch Dr°

Feurle wegen "Rippenbruehs" habe es sich um die Anfänge einer

schicksäpmäßigen Erkrankung an der bösartigen Knochengeschwulst

.
gehandelt; nach ärztlicher Erfahrung sei es bei der raschen

Entwicklung einer solchen Geschwulst ausgeschlossen„ daß die

Gesehwulst bereits im Anschluß an die Rippenverletzung im

Jahre 1946 aufgetreten sei; es sei "sachlich und unzweifel—

haft unrichtig" gewesen9 daß die in dem Gutachten
vom 25„ Fe;

'bruar 1951 beschriebene Rippenveränderung als Bruehfolge an-

gesehen worden sei; es handele sich nicht um eine Wehrdienst—

folgeo In einem eingehenden Gutachten vom 200 Dezember 1952

kam Prof° Dr° Ge;é;;é zu dem Ergebnis? bei der lückenhaften
Vorgeschichte — Fehlen einer Krankengeschichte und eines Rönt-

genbildes aus dem Jahre 1946 und von Brückensymtomen für die

Zeit von 1946 bis 1949 - lasse sich_eine eindeutige Entschei—.
dung über den zusammenhang zwischen dem Rippenb3uch und der

Sarkombildung nicht fällen; der Zusammenhang sei möglich‚

wenn Brückensymptome im Bereich der rechten Rippe für die

Zeit von 1946 bis 1949 nachzuweisen seien; wenn dies nicht
der Fall sei9 müsse ein schicksalsbedingtes Geschwulstleiden

angenommen werden, das etwa im September 1949 begonnen habe°

Am 240 Februar 1954 erließ das VersorgA Augsburg, das inzwi—

schen für den Versorgungsfall des B° zuständig geworden war,

einen "Berichtigungsbeseheid“ nach Art° 30 Abs° 4 des Körper—

besehädigtenjLeistungsgesetzes (KBLG) in Verbindung mit 5 84.
Abs° 5 BVG,

es hob den Bescheid des VersorgA Ravensburg vom
150 September 1951 auf,-stellte die Zahlung der Versorgungs-‘

lbezüge des B0 mit Ende April 1954 ein und erkannte als Schä—

digungsfolge nur noch."geringfügige Narbe am
linken Ober—

.Schenkel" ohne MdB an„ Der Widerspruch des B wurde am 120 Ju—
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li 1954 zurückgewiesen° Auf die Klage des B, hob das Sozialgericht

(SG) Augsburg durch Urteil vom 250 August 1955 den "Berichtigungs—

bescheid" und den Widerspruchsbescheid auf; in den Urteilsgründen‘

führte es aus, zwar sei die Leidensbezeichnung in dem Bescheid

vom 15, September 1951 falsch gewesen, die Bindungswirkung dieses
Bescheids betreffe aber das Leiden, das in Wirklichkeit vorgele-

gen habe, nämlich die Geschwulst; es lasse sich nicht mit einer-

jeden vernünftigen Zweifel ausschließendeh Sicherheit feststellen,

daß die Geschwulst nicht eine Folge des — unstreitigen — Rippeh—

bruchs im Jahre 1946 seio Dieses Urteil wurde rechtskräftig, der

Beklagte nahm die Berufung, die_er gegen dieses Urteil zunächSt4_

eingelegt hatte, am 500 Januar 1959 zurück, ‘

Durch Bescheid vom 130 März 1959 bewilligte das VersorgA Augsburg
der Klägerun — nur — das halbe Beetattungsgeld von damals 120,—

DM und rechnetc darauf das "Rentncrsterbegeld" von 75,— DM an, das

die AOK gewährt hätte; durch Bescheid vom 10 Juni 1959 lehnte es
den Antrag der Klägerin auf Witwenrente ab, die Widersprüche der

Klägerin wies das Landesversorgungsamt (LVersorgA) Bayern, Außen—
stelle Augsburg, am 230 Juni und 270 Juli 1959 zurück, Mit der

Klage begehrte die Klägerin die Aufhebung der Widerspruchsbeschei-
de, Das SG Augsburg verband beide Verfahren zu gemeinsamer Ver—

handlung und Entscheidung und zog noch ein Gutachten der Chirurgi-

schen Universitätsklinik Heidelberg vom‘23° November 1960 bei;

die Gutachter kamen zu dem Ergebnis, es liege "sehr nahe", daß es

sich bei dem von Dr, K;:;g;5:.am 230 Februar 1951 beschriebenen

Befund_bereits um das beginnende Sarkom gehandelt habe; das man-
gelhafte Beweismatcrial reiche für die Bejahung der Wahrschein—

lichkeit des ursächlichcn Z sammenhangs zwischen einem Trauma

(dem Rippenbruch im Jahre 1946) und dem Beginn der Geschwulst

(wahrscheinlich 1949) nicht aus, Am 29„ März 1961 verurteilte das
SG Augsburg den Beklagten, der Klägerin ein Bestattungsgeld von
é40,— DM und vom 10 Juni 1960 an Witwcnrente zu gewähren, Die Be—

rufung des Beklagten wies das Bayerische Landessozialgcricht (LSG)

durch Urteil vom 90 Oktober 1962 zurück° Es führte aus: Der Be-

klagte habe durch den bindend gewordenen Bescheid vom 150 Septeme

ber 1951 das den Befunden von 250 Februar 1951 zugrunde liegende
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Leiden des Bo als Schädigungsfolge festgestellt; damals habe

bereits eine "Verdickung der 50 Rippe rechts und eine Druck—
empfindliehkeit"bestanden9 die Dr„ 35éae-in seinem Gutach—

ten vom 190 März 1955 als durch die Geschwuletbildung bedingt

bezeichnet habe? es habe sich schon bei der Untersuchung am\

23° Februar 1951 durch Dr° ;=aa;;; um eine bösartige Sarkom—‘

bildung im Bereich der 50 Rippe rechts gehandelt, dieses Lei—

den habe auch schon bei der Behandlung im Jahre 1949 bestan—

den, an diesem Leiden sei Bo gestorbeno Es komme nicht darauf

an, ob die Schädigungsfolge in dem Bescheid vom 150 September

1951 richtig bezeichnet9 ob der Rippenbruch im Jahre 1946 ohne

Folgen ausgeheilt Sei und ob Dro Kisnziäz.6tW3 den Untersu-

chungsbefund am 250 Februar 1951 falsch gedeutet habe() Das LSG

ließ die Revision zu° Das Urteil wurde dem Beklagten am 250

Oktober 1962 zugestellta; "

Am 1° November 1962 legte der Beklagte Revision ein, er bean—

tragte, ' ‘ f'. ’
.

' '

' das Urteil des Bayerischen LSG vöm 90 Oktober

1962und das Urteil des SGAugsburgvom29„ März '
1961 aufzuheben und die Klage als unbegründet ab—
zuweisen°

Nach Verlängerung der Revisionsbegrühdungsfrist bis 250 Januar

1965 begründete der Beklagte die Revision am 21° Januar 1965:

Das LSG habe @58 BVG nicht richtig angewandt; Bo habe in der
Gefangenschaft einen Rippenbruch erlitten; aus dem Gutachten}

vom 250 Februar 1951 und aus der Formulierung des Bescheides

vom 13„ September 1951 sei unverkennbar der Wille der Versor-

gungsbehörde zu erkennen9 nur'die Folgen dieses Rippenbruchs

als Schädigungsfolge "anzuerkennen"9 die sich in Form eines

in schlechter Stellung verheilten Bruchs geäußert habe; wei—

ter reiche die Tragweite der ?Anerkennung" nicht; es handele

sich weder um eine unklare Formulierung der SChädigungsfolgen

noch sei etwa nur ein Erscheinungsbild eines vorhandenen "Grunde

leidens” als Schädigungsfolge bezeichnet worden; der in dem Be—

scheid vom 15° September 1951 umgrenzte orthopädische Schaden

— schlecht verheilter Rippenbruch — könne nicht als das "Grund-

leiden” der zum Tode führenden Geschwulst angesehen werdeng
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Der Beklagte beantragte,

* die Revision als unbegründet Eurück—

zuweiseno

Ill

Die Revision ist zulässig (55 162 Abs„ 1 Nr, 1, 164 des Sozial—

gerichtsgesetzes — SGG—)0 Sie ist jedoch nicht begründeto

—Nach @ 36 Abs° 1 Satz 1 BVG wird beim Tode eines rentenberechtig—l

ten Besehädigtcn ein Bestattungsgeld gewährt, es hat nach 5 36

Abso 1 Satz 2 BVG in der hier maßgebendcn Fassung auf Grund des

Dritten Änderungsgesetzes vom 190 Januar 1955 (BGBl° 19 25) 240‚*
DM betragen,

wenn der Tod die Folge einer Schädigung ist, sonst

die Hälfte dieses Betrags; die Witwe des.Beschädigtcn hat im Rah—

‚men des & 36 Abso 2IW}A■xünha■üdasé Bestattungsgeldo Nach @ 38

_
Abs° 1 BVG hat die Witwe Anspruch auf Hinterbliebenenvcrsorgung,

wenn der Besehädigte an den Folgen einer Schädigung verstorben

ist„ Nachden @@36 Abs° 1 Satz 5 und 38 Abs, 1 Satz 2 BVGgilt
der Tod stets denn alngolge einer Schädigung, wenn ein Beschä—

digter an einem Leiden stirbt, das als Folge einer Schädigung an—

erkannt und für das ihm im Zeitpunkt des Todes Rente zucrkannt

wer„ Dem verstorbenen Ehemann der Klägerin, Bo, hat auf Grund des

}
Bescheides vöm 13() September 1951 wegen der Schädigungsfolgen '

"10 in schlechter Stellung verhciltcr Bruch der rechten 50 Rippe,

2° bedeutungslose Narbe an der Beugeseite des linken Oberschen—

kcls" im Zeitpunkt seines Todes (am 120 Dezember 1955) Rente nach

einer MdB um 30 voH„ zugestandeno Für den Anspruch der Klägerin

auf das volle Bestattungsgeld und auf Hinterbliebenenrente kommt

es sonech darauf an, ob Bo an dem Leiden gestorben ist, des in

dem Bescheid vom 130 September 1951 als Schädigungsfolge "ener—*

kennt" und berentet werden ist° Das LSG ist erkennbar davon aus—

gegangen, der Tod des B, am 120 Dezember 1955 sei die Folge ei—

nes Sarkems der rechten Brustseite gewesen, es hat keine Fest—

stellung darüber getroffcn, ob dieses Sarkom mit dem Rippenbruch,

den B„ im Jahre 1946 in der Gefangenschaft erlitten hat, zusammen—
._ 7 _
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hängt° Im vorliegenden Fall ist es auf diese Feststellung

auch nicht angekommen9 das LSG hat zu Recht entschieden, daß

das Leiden, das zum Tod des Bo geführt hat9 mit dem Bescheid

vom 130 September 1951 als Sehädigungsfolge "anerkannt" ge_

wesen isto

'Die Sach— und Rechtslage im vorliegenden Fall ist zwar nicht
die gleiche wie in den vom LSG erwähnten Fällen9 über die das

Bundessozialgericht (BSG) durch Urteile vom 19„ April 1956
(BSG3, 45 ff„)‚ vom 11„‚November 1959 (BSG 11, 57 ff„) und
vom 14° Dezember 1960 (SozR Nro 15 zu @ 38 BVG) entschieden

hat° Der Beklagte hat mit dem Bescheid vom 130 September 1951

nicht _ wie dies in demUrteil BSG3, 45 ff° nachdenUmstän—
den des Falles angenommen werden ist — nur einen in dem "An—

-erkennungsbescheid" abgegrenzten Teil eines "Grundleidens"

als Schädigungsfolge festgestellta Man kann auch nicht — wie

dies in dem Urteil BSG 11, 57 ffo der Fall gewesen ist - sa—

gen9 der Beklagte habe die Schädigungsfolgen in dem Bescheid

vom 13° September 1951 "unklar”bezcichnet9 der Bescheid sei
deshalb hinsichtlich der Feststellung der Schädigungsfolgen

so "auszulegen"9 wie dies bei Würdigung aller Umstände ver-

standen werden müsse, auch wenn die Verwaltung eine "Anerken—
nung" in diesem Umfange nicht gewollt habe° Schließlich.hat

der Beklagte in dem Bescheid vom 133 September 1951 auch nicht

nur ein einzelnes "Erseheinungebild" (etwa die Schmerzen an
der Rippe) eines Grundleidens (etwa des Sarkoms) als Schädi—
gungsfolge bezeichnet und damit in Wirklichkeit das Grundlei—

den als Schädigungsfolge festgestellt9 wie dies in dem Urteil

BSG SozR Nr° 15 zu € 38 BVG angenommen werden ist„ Vielmehr
hat der Beklagte den Leidenszustand des Bo in den Bescheid vom

130 September 1951 als Folge des Rippenbruehs in der Gefangen—

schaft beurteilty obwohl dieser Leidenszustand möglicherweise

SCh0n damals auf das beginnende„‘nicht wehrdienstbedingte Rip—
pensarkom zurückzuführen gewesen ist° Die Feststellung eines

Leidens als Schädigungsfolge‚ die "Anerkennung"‚ bezieht sich
aber nicht auf das Leiden, wie es in dem Bescheid be2eiehnet

ist, und auch nicht auf die ärztliche Diagnose, die der Fest-
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stellung als Schädigungsfolge zugrunde liegt, sondern auf den Lei-

denszustand, den die Versorgungsverwaltung im Hinblick auf seinen

Zusammenhang mit Folgen des Wehrdienstes in dem Bescheid beur— '“

teilt hat (vgl° BSG 16, 253 ffe, 256), Dieser Leidenszustand sind

im vorliegenden Fall "die Schmerzen beim Bücken, Husten, Niescn,

Liegen" gewesen, die B, in seinem Antrag vom 20 Januar 1951 als

Sehädigungsfolgen geltend gemacht hat; es ist unerheblich, daß Bo

diese Schmerzen als Folgen des Rippenbruchs in der Gefangenschaft

‘bezeichnet hat, Diese Schmerzenhat Dr„ K;—_-_-_—_z_—_'indemGutachten
von 25, Februar 1951 darauf zurückgeführt, daß "die rechte 50 Rip—

pe ausgesprochen verdickt und „, druckempfindlich" sei, der Gut—l

aehter hat den durch diese Symptome gekennzeichneten Zustand des

B, als l“olge eines "in schlechter Stellung verhcilten Bruchs der

rechten 5° Rippe" angesehen, diese Diagnose hat der Beklagte sich

in dem Bescheid vom 13, September 1951 zu eigen gemacht° Der Be—
'klagte hat damit den Leidenszustand als Schädigungsfolge festge—

stellt, der damals bei B, vorgelegen hato Wenn dieser Leidenszu-

stand - wie es möglicherweise nach den Gutachten vom 210 Oktober

1952 (Dr, R::££:=), vom 200 Dezember 1952 (Prof, Dr° G:;a;e=)‚

vom 19, März—1955(Dr, s_—_—.;;_—«.—_)und vom23, November1960 (Chirur—
gische Universitätsklinik Heidelberg) der Fall ist — nicht die
Folge des Rippenbruchs,_sondern des schon damals vorhandenen Sar—

koms gewesen ist, so ist der Bescheid vom 13, September 1951 mög—

licherweise von Anfang an tatsächlich und rechtlich unrichtig ge„

wesen, Der Beklagte hat zwar diesen Bescheid mit dem Bescheid vom
240 Februar 1954 zurückgenommen, der Bescheid vom 24, Februar 1954
ist aber durch das rechtskräftige Urteil des SG Augsburg vom 250

August 1955 aufgehoben wordcne Damit ist auch noch im Zeitpunkt

des Todes des B„ am 120 Dezember 1955, der Leidenszustand, der

bei B° bei Erlaß des Bescheids vom 130 September 1951 vorgelegen

hat, als Schädigungsfolge "anerkannt" und berentct gewesen, ohne

Rücksicht darauf, wie dieser Leidenszustand in dem Bescheid vom
13, September 1951 bezeichnet und auf welche Ursache dieser Lei—
denszustand medizinisch zurückgeführt werden ist° Da eine andere

Todesursache als der "Symptomkomplex", der Grundlage der "Aner—
kennung" in dem Bescheid vom 13° September 1951 gewesen ist, nicht
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festgestellt ist, "gilt" der Tod des Bo-als Folge der in dem
Bescheid vom 13. September 1951 anerkannten Schädigungsfolge

"in schlechter Stellung verheilter Bruch der rechten 5° Rip—

pe"° Der Klägerin steht damit nach @36 Abs° 1 Satz 2 und 3
BVG das volle Bestattungsgeld Zu, auf.das allerdings das
"Rentnersterbegeld" in Höhe von 75‚— DM wiederum enzurechnen‘

ist (vglo auch 5 36 Abs° 2 Satz 1 und 2 Abs„'3 BVG)°Die $1ä-
gerin hat auch — entsprechend ihrem Anträg in der mündlichen

Verhandlung des SG vom 290 März 1961 —Anspruch auf Hinter—

bliebenenrcntc vom 1„ Juni 1960 an (© 38 Abs° 1 BVG)„

Das LSG hat sonach die Berufung des Beklagten gegen das Ur—

teil des SG zu Recht zurückgewieseno Die Revision des Beklag—l
ten ist unbegründet und zurückzuwciscn (@_170 Abs° 1 Satz 1

see)„ ‘
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